
Dem Beklagten ist zuzustimmen, soweit er meint, 
daß die Übernahme der „Gerichtskosten“ im Vergleich 
sich aut die gesamten Gerichtskosten beider Instanzen 
erstrecke.

Wenn er weiter ausführt, die Kostenrechnung des 
Amtsgerichts sei nicht haltbar, weil die K l ä g e r i n  
im Vergleich die Gerichtskosten übernommen habe, 
so ist er offenbar der Ansicht, daß die Staatskasse an 
den Vergleich gebunden und die Kostenforderung aus 
dem Urteil I. Instanz erloschen! sei. Diese Auffassung 
kann die Kammer nicht billigen, obgleich sie in der 
Rechtsprechung teilweise vertreten wurde. Nach der 
herrschenden Meinung kann eine durch gerichtliche 
Entscheidung begründete staatliche Kostenforderung 
nur wieder durch eine gerichtliche Entscheidung auf­
gehoben oder abgeändert werden (§ 81 Abs. 1 Halbs. 2 
GKG).

Die abweichende Auffassung zeugt von einer Ver­
kennung des Gerichtskostenrechts. Es handelt sich bei 
den Gerichtskosten um eine öffentlich-rechtliche For­
derung, auf die privatrechtliche Grundsätze nicht 
schlechthin Anwendung finden können. Das GKG 
dient in erster Linie der Sicherung der Ansprüche der 
Staatskasse. Dies zeigen u. a. § 77 GKG, der die Haf­
tung des Antragstellers auch bei einer abweichenden 
Entscheidung aufrecht erhält, und § 79 GKG, bei dem 
Entscheidungs- und Übemehmerhaftung nebeneinander 
bestehen bleiben („Kostenschuldner ist f e r n e r “ ) .  
Auch hat das GKG dem Parteiwillen lediglich die Be­
gründung einer z u s ä t z l i c h e n  Kostenschuld gegen­
über dem Staat eingeräumt (§ 79 Ziff. 2 GKG), jedoch 
nicht die Beseitigung eines bereits entstandenen.

Diese Bestimmungen zeigen, daß im Sinne des § 81 
GKG nur eine formelle Abänderungsentscheidung eine 
entstandene Kostenschuld zum Erlöschen bringen kann. 
Auch die Möglichkeit der Änderung der Kostenschuld 
durch Anerkenntnis- und Versäumnisurteil spricht 
nicht hiergegen. Zwar kann mit diesen eine verän­
derte Kostenhaftung durch Parteiwillen herbeigeführt 
werden; ausschlaggebend ist jedoch, daß sie wieder ge­
richtliche Entscheidungen sind. Die Möglichkeit, so auf 
formellem Wege zu einer abändemden Entscheidung 
zu gelangen, beweist nicht, daß die Parteien ohne eine 
solche formelle Entscheidung, also mittels Vergleichs, 
sich von einer öffentlich-rechtlichen Kostenschuld be­
freien können. Sie können durch den Vergleich' ledig­
lich1 auf ihre Rechte aus der ergangenen Entscheidung 
verzichten; sie können aber nicht durch den Vergleich 
eine ergangene Entscheidung abändern.

Es muß auch Vorsorge dagegen getroffen werden, 
daß durch vergleichsweise Übernahme der Gerichts­
kosten seitens einer armen Partei der Staat um die 
ihm zustehenden Gebühren gebracht wird.

In diesem Zusammenhänge ist der Gedanke der Ver­
gleichserleichterung ohne Gewicht, weil es der gesetz­
lichen Grundlage und der inneren Berechtigung ent­
behrt, aus ihm die freie Verfügung der Parteien über 
eine gesetzlich entstandene Kostenischuld herzuleiten.

Strafrecht
§ 1 WStVO; § 2 Gesetz zum Schutze des innerdeut­

schen Handels.
Idealkonkurrenz zwischen Beiseiteschaffen von Roh­

stoffen oder Erzeugnissen und deren Beförderung 
ohne Warenbegleitschein.

OLG Potsdam, Urt. vom 7. August 1951 — II Ss 
151/51.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte, der in Westberlin seine Wohnung 

hat, wurde am 17. Juli 1950 voil einer VP-Kontrolle in 
G. mit etwa 2% Zentnern Schweine- und Kalbfleisch 
angehalten, die an verschiedenen Stellen seines Per­
sonenkraftwagens versteckt waren. Dieses Fleisch 
hatte er von einem Bauern für 880,— DM gekauft. Der 
Angeklagte wollte das Fleisch, wie er sagte, nach 
Westberlin verbringen.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat die Strafkammer 
den Angeklagten wegen vollendeten Beiseiteschaffens, 
also eines Verbrechens nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO, 
verurteilt und wegen des begonnenen Verbringens des 
Fleisches nach Westberlin auch eine Verurteilung auf 
Grund des § 2 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutze des

innerdeutschen Handels ausgesprochen. Sie hat zwei 
Straftaten als gegeben angenommen und eine Gesamt­
strafe von drei Jahren Zuchthaus gebildet. Sie hat 
ferner das Vermögen des Angeklagten eingezogen.

. . . .  Richtig ist der Hinweis der Revision, daß nach 
dem festgestellten Sachverhalt nur eine einzige, in 
Tateinheit nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO und § 2 des 
Gesetzes zum Schutze des innerdeutschen Handels vom 
Angeklagten begangene Straftat zur Aburteilung steht. 
Der Angeklagte hat das von dem Bauern verbots­
widrig bezogene Fleisch in seinen Personenkraftwagen 
geladen und ist dann Richtung Westberlin losgefahren. 
Mit dieser Handlung war das Verbrechen vollendet, 
das sowohl den § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO wie den § 2 
des Gesetzes zum Schutze des innerdeutschen Handels 
verletzte. Das Tun des Angeklagten darf nicht in zwei 
Teile auseinandergerissen werden, einmal das Einladen 
in den Wagen (§ 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO), zweitens das 
Anfahren und Abfahren (§ 2 des Gesetzes zum Schutze 
des innerdeutschen Handels), sondern der Angeklagte 
hat eine einzige, aus allerlei Einzelheiten — dem Über­
nehmen des Fleisches aus dem Bauernwagen, dem Ver­
stecken im Kühler und an sonstigen Stellen des PKW, 
dem Einsteigen, Platznehmen, Anfahren, Abfahren 
und Weiterfahren Richtung Westberlin — bestehende 
Tat begangen, und diese einheitliche Tat verletzte die 
beiden genannten Gesetze in Tateinheit. Zur Bildung 
von Einzelstrafen und einer Gesamtstrafe besteht hier­
nach keine Möglichkeit.

SMAD-Befehl Nr. 160; § 1 WStVO.
Nichteinstellung von Fachkräften für die Ausführung 

des Bauprogramms 209 (Errichtung von Neubauern­
höfen) als Wirtschaftsverbrechen.

OLG Potsdam, Urt. vom 17. April 1951 — II Ss 7/51.
Aus den G r ü n d e n :

. . .  Die Revision der Staatsanwaltschaft, mit der 
gerügt wird, daß bei dem Angeklagten Z. durch Nicht­
anwendung des Befehls Nr. 160' und des § 1 Abs. 1 Ziff. 1 
WStVO materielles Recht verletzt sei, ist begründet. Die 
Strafkammer hat festgestellt, daß der Angeklagte Z. 
von W., der vom Dezember 1948 bis Juni 1949 bei Z. 
als Bauingenieur angestellt war und der in diesem 
Verfahren mangels Beweises freigesprochen worden 
ist, wiederholt die Aufforderung erhalten hat, mehrere 
Poliere einzustellen, da es immöglich gewesen sei, die 
Arbeit der zum Teil ungelernten Arbeiter zu über­
wachen. Sie hat weiter die Feststellung getroffen, 
daß der Angeklagte Z. aus reiner Gewinnsucht die 
Einstellung dieser Poliere unterlassen hat. Es mag 
dahingestellt bleiben, ob die Einstellung der Poliere 
aus Gewinnsucht oder anderen Gründen unterlassen 
wurde. Feststeht aber, wie auch die Strafkammer aus­
führt, daß durch die Nichteinstellung der Poliere die 
Herstellung der Neubauernhäuser mangelhaft vorge­
nommen wurde. Darin ist aber in jedem Falle eine 
„schuldhafte Störung der Baumaßnahmen im Sinne 
der ersten DurchfBest zur Anweisung über die Er­
richtung von Neubauemgehöften im Jahre 1949 vom
4. Mai 1949, Abschn. XIII, Ziff. 1“, zu erblicken, die 
bei dem Ausmaß des von der Strafkammer festge­
stellten „ungeheuren“ Schadens Anwendung des Be­
fehls Nr. 160 der SMAD rechtfertigt. Damit ist aber 
tateinheitlich auch ein Verstoß gegen die Wirtschafts­
ordnung im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziff. 1 WStVO ge­
geben. Darüber hinaus hat die Strafkammer festge­
stellt, daß von der Firma Z. sechs oder sieben Lehm­
stampfbauten errichtet worden sind, von denen die der 
Siedler H. und Sch. völlig einstürzten, während das 
Ausmaß des Schadens bei den anderen Bauten dieser 
Art nicht mehr zu ermitteln war. Bei den „Natur­
bauweisen“ , mußte gemäß Abschn. VI der oben­
genannten DurchfBest. das Dachmaterial vor Beginn 
der Hausmontage vorhanden sein. Diese Vorschrift 
wurde, wie die Strafkammer feststellt, von allen 
Angeklagten außer acht gelassen. Die Lehmstampf­
bauten standen wochenlang ohne Dach, und bei Ein­
tritt der Schlechtwetterperiode weichten die Lehm­
wände auf und sackten in sich zusammen. Die Straf­
kammer hat verneint, daß der Angeklagte Z. die zur 
technischen Leitung eines Baubetriebes erforderlichen 
Kenntnisse besessen hat, stellt aber gleichzeitig fest,
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